Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/358 


Sachgebiet 111 


Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


über den Wahleinsprudi des Diplom-Kaufmanns Ott- 
mar Kreichgauer, Benediktbeuern, gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag 
vom 28. September 1969 
— Az. 25/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Stark (Nürtingen) 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei* 
düng treffen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 


Sdioettle 

Vorsitzender 


Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 




Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3 58 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 25/69 - des 
Diplom-Kaufmanns Ottmar Kreichgauer, Benedikt- 
beuern, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 1, November 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Das Grundgesetz enthalte bedauerlicherweise 
keine klare Aussage darüber, ob die politische 
Tätigkeit eines Beamten mit seinem Treueeid 
zum Staat vereinbar sei. Es könne jedoch zu die- 
sem Zweck bedenkenlos die Aussage des Arti- 
kels 96 der Bayrischen Verfassung angewendet 
werden, in dem es heiße: „Die Beamten sind 
Diener des ganzen Volkes, nicht einer einzelnen 
Partei." 

Bei strenger Auslegung dieser Bestimmung 
könne ein Beamter bestenfalls nur der jeweiligen 
Regierungspartei angehören. Bei konsequenter 
Auslegung müsse man zu dem Ergebnis kom- 
men, daß ein Beamter überhaupt keiner Partei 
angehören dürfe. Durch die Beamten im Bundes- 
tag werde die grundsätzliche Gewaltentrennung 
zwischen der Legislative einerseits und der Exe- 
kutive und der Justiz andererseits gefährdet. Ab- 
schließend meint er, daß bei der Abstimmung 
über seinen Einspruch im Bundestag die beam- 
teten Mitglieder nicht teilnehmen dürften. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. la Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
aus den nachfolgenden Gründen offensichtlich unbe- 
gründet. 


' Nach Artikel 48 Abs. 2 des Grundgesetzes darf nie- 
mand daran gehindert werden, das Amt eines Ab- 
geordneten zu übernehmen oder auszuüben. Dies 
gilt sowohl für die Bundes- als auch für die Landes- 
beamten. 

Durch das Beamtenrechtsrahmengesetz, das Bundes- 
beamtengesetz und das Gesetz über die Rechts- 
stellung der in den Deutschen Bundestag gewähl- 
ten Angehörigen des Öffentlichen Dienstes ist dem 
Grundsatz der Gewaltentrennung Rechnung getra- 
gen worden. In den genannten Gesetzen wird fest- 
gelegt, daß ein in den Deutschen Bundestag ge- 
wählter Beamter oder Richter mit dem Tage der 
Annahme der Wahl in den Deutschen Bundestag 
in den Ruhestand tritt. Dadurch werden gleichzeitig 
auch mögliche Gewissenskonflikte ausgeräumt, da 
nach Artikel 38 Abs. 1 des Grundgesetzes die Abge- 
ordneten des Deutschen Bundestages nur ihrem Ge- 
wissen unterworfen sind. 

Im übrigen wird für die Beamten generell im § 53 
des Bundesbeamtengesetzes vorgeschrieben: „Der 
Beamte hat bei politischer Betätigung diejenige 
Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren, die sich 
aus seiner Stellung gegenüber der Gesamtheit und 
aus der Rücksicht auf die Pflichten seines Amtes 
ergeben." Diese Bestimmung schließt nicht aus, daß 
sich Beamte einer politischen Partei anschließen und 
in ihr aktiv tätig werden. 

Auf Grund dieser klaren Rechtslage kann es auch 
nicht Aufgabe des Deutschen Bundestages sein, im 
Rahmen der Wahlprüfung die Verfassungsmäßigkeit 
der genannten Gesetze nachprüfen. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 

Bundestages — — beim Bundesver- 

I fassungsgericht eingegangen sein. 
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